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Hessisches Gesetz

über die öffentliche Sicherheit und Ordnung

(HSOG)

in der Fassung v om 14. Januar 2005

§ 14

Datenerhebung und sonstige

Datenv erarbeitung an öffentlichen

Orten und besonders gefährdeten

öffentlichen Einrichtungen

(1) Die Polizeibehörden können personenbezogene Daten auch über andere als die in den §§ 6
und 7 genannten Personen bei oder im Zusammenhang mit öffentl ichen Veranstaltungen oder
Ansammlungen erheben, wenn tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass bei
oder im Zusammenhang mit der Veranstaltung oder Ansammlung Straftaten oder nicht geringfügige
Ordnungswidrigkeiten drohen. Die Unterlagen sind spätestens zwei Monate nach Beendigung der
Veranstaltung oder Ansammlung zu vernichten, soweit sie nicht zur Abwehr einer Gefahr, zur
Verfolgung einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit oder zur Strafvollstreckung benötigt werden. Eine
Verarbeitung für andere Zwecke ist unzulässig. § 20 Abs. 7 bleibt unberührt.

(2) Die Polizeibehörden können personenbezogene Daten auch über andere als die in den §§ 6
und 7 genannten Personen bei oder im Zusammenhang mit öffentl ichen Versammlungen oder
Aufzügen erheben, wenn tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass bei oder im
Zusammenhang mit der Versammlung oder dem Aufzug Straftaten drohen. Die Unterlagen sind
unverzüglich nach Beendigung der Versammlung oder des Aufzuges oder zeitl ich und sachlich
damit unmittelbar im Zusammenhang stehender Geschehnisse zu vernichten, soweit sie nicht zur
Abwehr einer Gefahr, zur Verfolgung einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit oder zur
Strafvollstreckung benötigt werden. Eine Verarbeitung für andere Zwecke ist unzulässig. § 20 Abs. 7
bleibt unberührt.

(3) Die Polizeibehörden können zur Abwehr einer Gefahr oder wenn tatsächliche Anhaltspunkte die
Annahme rechtfertigen, dass Straftaten drohen, öffentl ich zugängliche Orte mittels Bildübertragung
offen beobachten und aufzeichnen. Der Umstand der Überwachung und die verantwortl iche Stel le
sind durch geeignete Maßnahmen erkennbar zu machen. Fest instal l ierte Anlagen dürfen
unabhängig davon, ob die Voraussetzungen für ihre Errichtung nach Satz 1 noch vorl iegen, zwei
Jahre lang betrieben werden; die Frist verlängert sich entsprechend, wenn die Voraussetzungen
weiterhin vorl iegen. Abs. 1 Satz 2 und 3 sowie § 15 des Hessischen Datenschutzgesetzes gelten
entsprechend.

(4) Die Gefahrenabwehrbehörden können mittels Bildübertragung offen beobachten und
aufzeichnen
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*)

zur Sicherung öffentl icher Straßen und Plätze, auf denen wiederholt Straftaten begangen
worden sind, sofern tatsächliche Anhaltspunkte für weitere Straftaten bestehen,

1.

zum Schutz besonders gefährdeter öffentl icher Einrichtungen,2.

zur Steuerung von Anlagen zur Lenkung oder Regelung des Straßenverkehrs, soweit
Bestimmungen des Straßenverkehrsrechts nicht entgegenstehen.

3.

Gefahrenabwehrbehörde im Sinne der Nr. 2 ist auch der Inhaber des Hausrechtes. Abs. 1 Satz 2 und
3, Abs. 3 Satz 2 und 3 sowie § 15 des Hessischen Datenschutzgesetzes gelten entsprechend.

(5) Die Polizeibehörden können auf öffentl ichen Straßen und Plätzen Daten von
Kraftfahrzeugkennzeichen zum Zwecke des Abgleichs mit dem Fahndungsbestand automatisiert

erheben. Daten, die im Fahndungsbestand nicht enthalten sind, sind unverzüglich zu löschen. *)

(6) Die Polizeibehörden können an öffentl ich zugänglichen Orten eine Person, deren Identität nach
diesem Gesetz oder anderen Rechtsvorschriften festgestel l t werden soll , mittels Bildübertragung
offen beobachten und dies aufzeichnen, wenn dies nach den Umständen zum Schutz von
Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten oder Dritten gegen eine Gefahr für Leib
oder Leben erforderl ich ist. Dabei können personenbezogene Daten auch über dritte Personen
erhoben werden, soweit dies unerlässlich ist, um die Maßnahme nach Satz 1 durchführen zu
können. Sind die Daten für Zwecke der Eigensicherung oder der Strafverfolgung nicht mehr
erforderl ich, so sind sie unverzüglich zu löschen.

Fußnoten

Vgl. Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 11. März 2008 (1 BvR 2074/05, 1 BvR
1254/07): § 14 Absatz 5 des Hessischen Gesetzes über die öffentl iche Sicherheit und Ordnung
(HSOG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Januar 2005 (Gesetz- und
Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I, Seite 14) ist mit Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung
mit Artikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes unvereinbar und nichtig.
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